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haurig,dassvereinbartePauschaleautGrundvonFrhebungennachträglich
bedeutendhinaufgesetztwerden.VonderMöglichkeitderPauschalierungen,
durchdie denSteuerträgernwenigstensdie bis zur SchikanegehendeKon¬

wirdderBahnhofrundverkehrwegenArbeitenaufdemMargaretengürtelvom
MariahilferGürtelüberWallgasseGumpendorferstrasseReinprechtsdor¬

Fahrtrichtungene
DieWohnbaustenerfür dasPalaisPalffy .DerMagistrathat die vonder

trolleerspartwerdemachedieGemeindekeinennennenswertenGebrauch.eaeern en
AblenkungdesBahnhofrundverkehres ,AnderNachtvenDonnerstagaufFreitagErkündigteandassseineParteiinderSpezialdebatteeineReihevon

Abänderungsanträgenstellenwerde,vorallemdieHerabsetzungdesErtra
gesderNahrungs-ederGenussmittelabgabeundderLustbarkeitsabgabeauf

ferstrassezumMatzleinsdorferPlatzgeführt.DieAblenkunggiltfürbeidedashalbeAusmassdesJahres1926.DieWasserkraftabgabemüssevollständig
aufgehobenwerdenweildieWAGunddieGemeindeWienjetzt einssei .Die
HetelsseienmitAusnahmederStundenhotelsvonderFremdenzimmerabgabeBritischösterreichischenBankimehemaligenPalaisPalffy,I .Wallnerzubefreien.SchliesslichverlangtStadtratKunschakeineReihevonNach

strasse6benütztenRäumebezüglichderWohnbausteuerparifiziert,FürdieweisungenüberdieKostenderRevisionstelleundAuskunftüberdiebis
BewertungnachdenEinheitswertender VergleichsobjektekameinVer¬ zumNovember1926ausgeführtenInvestitionen.WasdenVoranschlaganlangtgleichzustande.DerMietwertwurdemit135.197Friedenskroneneinverständ-¬es unerklärlich ,wiesodie FürsorgeabgabebedergegenwärtigenAr

lichfestgestellt ,nurdieZuschlägewegenLuxusausstattungwarenstrittigpeitslesigkeiteinensteigenden"rtragaufweise.DieAusreihungvonBe-¬
undwurdenbiszumVerwaltungsgerichtshofangefochten,derdieBeschwerdetriebenausderNahrungs-ederGenussmittalabgabemüssealseineArt

nehrteilweisealsunzulässigteilweisealsunbegründetabgewiesenhat.SteuernachlassaufgefasstwerdenundsolltejedereinzelneFalldemFi.
DerVertreterderGemeindeObermagistratsratDr .Urbanberiefsichdarauf, nanzausschussvorgelegtwerden.GemeinderatZimmerlstelltedasVerlan¬
- dassdiezumVergleichherangezegenenObjektenichtgleicher,sondernmrgen ,dassjedeVerwaltungsgruppeihrenVoranschlagselbständigbeschlies
ähnlicherLage,BeschaffenheitundVerwendungwaren.InAnbetrachtderbe¬sen mögeund dass demFinanzausschuss ein Verzeichnis der Betriebevor¬
sondersluxuriösenundprunkvollenAusstattungdesKassensaalesdesDirekgelegtwerde,dieausderNahrungsoderGenussmittelabgabeausgereiht

wurden ,GemeinderatUebelhörwünscht ,dassdie GemeindeaufdemGebiettionseundPräsidentenzimmerswardaherdieFeststellungvonZuschlägenbe¬
derKaritasdiefreiwilligeMitarbeitnichthindere,Aufreizendsei -dssrechtigt.DieBankberiefsichzwaraufeineEntscheidungdesBundesdenk-¬
dieGemeindevondemBürgerspitalsfondsfür DarleheneineVerzinsungvonmalamtes,wonachdieseRäumewegenihrerhistorischenkünstlerischenund
dreiProzentüberdenBankzinsfussverlangt,GemeinderatAngermayerbekulturellenBedeutungunter Denkmalschutzstehen .Wegendesmit demDenk-

malghutzzusammenhängendenVerbotesWerAenderungundVeräusserungvermin-SprichtdiePersonalpelitikderGemeinde,dieeralsparteipilitischbe
zeichnetBeider Aufnahmeundbei Beförderungenist vorallemdieZugederesich derMietwert .DerMagistratabererblicktein dieserEntschei¬

dunggeradezudie Bestätigungseiner höherenSewertungundeine voneiner hörigkeitzur sozialdemekratischenParteåentscheidend .DieFinanzpolitik
derGemeindeseidaraufgerichtet,UnsummenfürwertvermehrendeInvestgBundesbehördeausgesprocheneBegründungseinerAnsichtdesgrösserenWer¬
tienendurchSteuernzubeschaffen,stattendlichdenAnleihewegzubetesdieserRäume.DieFrage,obeinZuschlagzumMietwertbegründetist ,
schreiten.DieVertreterderMinderheitwerdengegendenVeranschlagstim-OsagtederGerichtshof,isteineSachederfreienWürdigungdesTatbestan¬men ,StadtratBreitnerentgegnet ,dassdieMehrheitkeineswegsgegendiedes ,dennbestimmteRechtsnormendarüber ,wannundin welcherHöheZu¬
AufnahmevonAnleßhenfürproduktiveAufwendungenist .Esseilediglichschlägegestzustellenseien,existierennicht. eineFrage,obderZeitpunkthiefürvorteilhaftsei .DerInlandsmarksBeratungdesstädtischenVoranschlages.IndergestrigenSitzungdesFi¬
dürftewohlgegenwärtigdurchdieZentralbankanleihenichtmehrinBe¬nanzausschusseswurdedieGeneraldebattedurchgeführg,AndemvomFinanz-trachtkommen,FürdieBedürfnisssdereigentlichenHeheitsverwaltungkön-¬referentenerstattetenBerichtschlosssicheinemehrstündigeAuseinander-¬nenAnleihennichtaufgenommenwerden,AuchdiefrühereVerwaltunghatsetzunginderalleVertreterderMinderheitdasWortergriffen.Stadt

ratKunschakbemängeltezunächstdasFehlendesRechnungsabschlussesfür
1925undstellte denAntrag ,die BeratungdesBudgetsbis zumEintreffen

öffentlichenVerwaltungenmitAusnahmeWienssichbereitsvomWohnbauab
gewendetundihnderPrivatinitiativeüberlassenhätten,UnterallenUm¬
ständenaber sei es unzulässig ,dass die Gemeindedie Mittel für die Wohn -über eine zu hoheBelastunggeklagt .DieAnsätzebewegensich meistzwi
hausbauten,vondenenjedereinzelneeineVermögensvermehrungdarstelle,schenzweibisvierProzentundesseiumdieseungerechtenAngriffezunicht durchAnleihenaufbrings ,sondernin FormdesausSteuerngewonnewiderlegen,notwemdig,dasGesetzsozuändern ,dassdieLokaleverpflich

fürdenBauvonBädernGartenanlagenundKanalbautenkeineAnleihenauf-¬
genommen.EineBeratungdesVoranschlagesin deneinzelnenGemeinderts¬
ausschüssenwidersprichtderVerfassung.DieKostenderRevissonsstelle

derVerlagezuvertagen.NachdemderFinanzausschussdiesenVertagungsbetrugenheue734. 000S ,wasbeieinemSteuerertragvon161Millienen
antrag abgelehnt hatte ,erklärte Stadtrat Kunschak ,dass alle grossen Schilling nur ein halbes Prozent ausmacht .Bei AnsuchenumSteuerstundun

genundRatenzahlungenwirdweitgehendstentgegengekommen .WasdieNah
rungseederGenussmittelabgabeanlangt ,sewirdmeistungerechtfertigh

nenBaukapitals.SewerdeeineeinzigeGenerationbelastet ,dieüberdies
infolgedesKriegessichinwirtschaftlicherNotbefindet,WenndieStras-

tetwerden,dieHöhedieserSteueröffentlichanzuschlagen .Dannwürde
dasPublikumwenigstenswissen,wiewenigberechtigtdieseAngriffesind,

senbahnenwieesimVoranschlagbehauptetwird,miteinemFehlbetragab-BezüglichdesRechnungsabschlussesfür1925,dermiteinemUeberschuss
schliessen,soliegeauchhierdieUrsachedarin,dassdergrössteTeilabgeschlossenhat ,müssedochauchaufeinegrosseGebietskörperschaft
derInvestitionenaufdenBetriebgenommenwerde ,BeieinerReihevondenBund,verwiesenwerden.DerBundhatfürdasJahr1925einenAbgang
Gemeindesteuernseiesoffenbar,dasssiezusolchenEinschränkungenfüh¬von 72MillienenSchillingveranschlagt;derAbschlussergabeinenUeber¬ren ,wiebeispielsweisebeimHauspersonalunddenAutes,wodurchwiederschussvon76MillionenSchilling .AuchbeidenSteuerndesBundesist

Arbeitslosigkeitentstehe.StadtratKunschakkritisiertesodanndie esnichtanders,DieZuckersteuerist imJahre1926mit . 5Millionenver¬
anschlagt;fürdasJahr1927ist siemit10. 3MillionenSchillingpräli¬ArtderUeberwachungderSteuerträger,BezüglichderNahrungs-oderGe-miniert.Dasist eineSteigerungvonsechzigProzent.Dieallgemeine
Erwerbsteuersollfür1927nichtwenigeralsLhMillionenSchillingbrin¬nussmittslabgabemüsseinsbesonderebeanständetwerden,dassBetriebe, gen;gegenüber25MillionenSchillingimJahre1926,eineSteigerungvondieRenovierungenvornehmen,ausdiesemAnlassemiteinemhöherenAbgab75Prozent.DieZöllewerdenmit206MillionenSchillingpräliminiert,gegenüber178MillionenSchillingimJahre1926.satzbelegtwerdenAuchbeiderLustbarkeitsabgabeereigneessichsehr
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